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durch schlüssiges Verhalten erklärte Klagerücknahme.
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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 22. Mai 1989 durch den 
Vorsitzenden Richter Wolf und die Richter Treier,
Dr. Paulusch, Groß und Dr. Hübsch

für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 30. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Hamm vom 18. März 1988 abgeändert.

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil 
der 2. Zivilkammer des Landgerichts Münster 
vom 27. Mai 1987 wird mit der Maßgabe zurück­
gewiesen, daß die vom Landgericht getroffene 
Feststellung erst den Zeitraum ab 1. März 1988 
erfaßt. Im übrigen ist die Klage erledigt.
Die Widerklage wird abgewiesen.

2. Die Beklagten tragen die Kosten des Rechtsstreits.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien sind Geschwister. Ihre Mutter verpachtete 
dem Kläger durch gerichtlichen Vergleich vom 12. Januar 1957 
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begann am 15. Januar 1957 und war auf Lebenszeit des Päch­
ters abgeschlossen. Zum Zwecke der vorweggenommenen Erbfolge 
schenkte die Mutter der Parteien den Beklagten nach Abschluß 
des Pachtvertrages das Pachtgrundstück. Durch Schreiben vom 
22. Mai 1984 kündigten die Beklagten den Pachtvertrag "mit 
sofortiger "Wirkung", gestatteten jedoch dem Kläger die wei­
tere Nutzung des Pachtgegenstandes bis zum 31. Dezember 
1984. Die Kündigung stützten sie auf eine unerlaubte Un­
tervermietung durch den Kläger.

Im Jahre 1985 erhoben die Beklagten gegen den Kläger 
Klage vor dem Landgericht Münster, mit der sie eine Nut­
zungsentschädigung für die Zeit vom 1. Juni 1984 bis
30. Mai 1985 von 1.759,30 DM monatlich, vermindert um den 
für diese Periode gezahlten Pachtzins von 2.700 DM, insge­
samt somit 18.411,60 DM verlangten. Weiterhin beantragten 
sie, den Kläger zu verurteilen, ab 1. Juni 1985 für die 
Nutzung des Hinterhauses eine monatliche Entschädigung von 
1.759,30 DM zu zahlen. Sie begründeten die Klage damit, daß 
dies die angemessene Nutzungsentschädigung sei. Hilfsweise 
beriefen sie sich darauf, daß wegen der seit 1957 einge­
tretenen Erhöhung der Lebenshaltungskosten eine Anpassung 
des Pachtzinses erforderlich sei.

Das Landgericht wies die Klage ab. Gegen dieses Urteil 
legten die Beklagten Berufung ein und beantragten, das Ur­
teil des Landgerichts teilweise abzuändern und den Kläger 
zur Zahlung von 7.818,58 DM zu verurteilen. Damit verlangten 
sie eine Erhöhung des monatlichen Pachtzinses von 225 DM auf 
580,39 DM für den Zeitraum vom 1. Juni 1984 bis zum
31. März 1986 (d.h. 22 x 355,39 DM). Das Oberlandesgericht



Hamm verurteilte auf das Rechtsmittel hin den Kläger zur 
Zahlung der geforderten Pachtzinserhöhung für die Zeit vom 
30. August 1985 bis zum 31. März 1986 und wies im übrigen 
die Klage ab und die Berufung zurück.

Im vorliegenden Rechtsstreit hat der Kläger die Fest­
stellung begehrt, daß er nicht verpflichtet sei, an die 
Beklagten ab 1. April 1986 mehr als 225 DM monatlichen 
Pachtzins zu zahlen. Das Landgericht hat der Klage stattge­
geben. In der Berufungsinstanz haben die Beklagten Wider­
klage erhoben und die Zahlung einer Pachtzinserhöhung von 
355,39 DM monatlich für die Zeit vom 1. April 1986 bis 
29. Februar 1988, insgesamt 23 x 355,39 DM = 8.173,97 DM, 
verlangt. Den weitergehenden Widerklageantrag auf Zahlung 
von monatlich 355,39 DM für die Folgezeit haben sie in der 
Berufungsverhandlung zurückgenommen. Der Kläger hat seinen 
Feststellungsantrag bezüglich des Zeitraumes 1. April 1986 
bis 29. Februar 1988 für erledigt erklärt; die Beklagten 
haben der Erledigungserklärung nicht zugestimmt. Das Ober­
landesgericht hat die Klage abgewiesen und auf die Wider­
klage den Kläger antragsgemäß zur Zahlung von 8.173,97 DM 
nebst Zinsen verurteilt.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seine vor dem Be­
rufungsgericht gestellten Anträge weiter.

Entscheidunqsqründe:

I. Das Berufungsgericht hat ausgeführt:
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1. Über den Anspruch auf Erhöhung des Pachtzinses ab 
April 1986 sei im Vorprozeß keine rechtskräftige Entschei­
dung ergangen. Die Beklagten hätten nämlich die Klage hin­
sichtlich der ab April 1986 fällig werdenden Ansprüche wirk­
sam zurückgenommen und das klageabweisende Urteil des Land­
gerichts insoweit nicht rechtskräftig werden lassen. Eine 
Klagerücknahme könne auch durch schlüssiges Verhalten er­
klärt werden. Das Verhalten der Beklagten im Vorprozeß müsse 
als Klagerücknahmeerklärung gewertet werden. Nach dem Inhalt 
ihrer Berufungsbegründung könne kein Zweifel daran bestehen, 
daß sie das Landgerichtsurteil grundsätzlich, also nicht nur 
für den Zeitraum bis März 1986, als unrichtig beanstandet 
hätten. Dieses Datum habe weder in der Begründung des erst­
instanzlichen Urteils noch in der Berufungsbegründung eine 
Rolle gespielt. Daher habe für die Beklagten keinerlei Anlaß 
bestanden, jenes Urteil auch nur stillschweigend zu bil­
ligen. Das Motiv für ihre damalige Anspruchsbeschränkung sei 
offensichtlich gewesen, das Kostenrisiko zu verkleinern. Die 
Annahme einer Klagerücknahme werde zusätzlich dadurch unter­
stützt, daß die Beklagten in der Berufungsbegründung die 
Formulierung gebraucht hätten, die Berufung werde nur teil­
weise "durchgeführt" (statt: das Urteil werde nur teilweise 
angefochten). Auch der Kläger habe in der Berufungsbegrün­
dung eine teilweise Klagerücknahme gesehen. Das ergebe sich 
aus seinen Ausführungen in der Berufungserwiderung. Zudem 
folge daraus, daß die Beklagten der in der Berufungserwi­
derung vom Kläger aufgestellten Forderung auf Klarstellung, 
daß die Pachtzinserhöhung nur bis 31. März 1986 begehrt 
werde, nicht nachgekommen seien, daß sie diesen Anspruch 
nicht preisgeben, sondern nur im laufenden Verfahren nicht 
mehr geltend machen wollten.
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Auch die gemäß § 269 Abs. 1 ZPO erforderliche und 
ebenfalls stillschweigend mögliche Einwilligung des Klägers 
und damaligen Beklagten in die Klagerücknahme liege vor. 
Ursprünglich sei der Kläger der Antragseinschränkung in der 
im Ansatz richtigen Annahme entgegengetreten, daß ihretwegen 
jenes Verfahren zu einem "Pilotprozeß" für weitere Verfahren 
reduziert zu werden drohe. Im Falle einer Klagerücknahme 
habe die Gefahr weiterer Prozesse um die Höhe des Pachtzin­
ses in der Tat bestanden. Habe der Kläger ihr entgehen 
wollen, so hätte er die Beklagten durch Verweigerung der 
Einwilligung zur Berufungserweiterung zwingen oder die 
damals angedrohte negative Feststellungsklage erheben müs­
sen . Da er dann in der mündlichen Verhandlung nichts von 
alledem getan und sich - ohne auf seinen früheren Protest 
zurückzukommen - vorbehaltlos auf den eingeschränkten Antrag 
eingelassen habe, habe dies als Einwilligung zur Rücknahme 
aufgefaßt werden müssen.

2. Die Beklagten hätten einen Anspruch auf Anpassung 
des Pachtzinses wegen Wegfalls der Geschäftsgrundlage. Auch 
für langfristige Miet- und Pachtverträge müßten die Grund­
sätze gelten, welche der V. Zivilsenat des Bundesgerichts­
hofes für eine Anpassung des Erbbauzinses bei Fehlen einer 
Wertsicherungsklausel aufgestellt habe. Eine Erhöhung des 
Pachtzinses sei daher gerechtfertigt, wenn der Geldwert­
schwund mehr als 3/5 betrage, was einer prozentualen Stei­
gerung der Lebenshaltungskosten um mehr als 150 % entspre­
che. Hier sei zwischen 1957 und 1984 eine Steigerung der 
Lebenshaltungskosten um 157,95 % eingetreten. Der Erhöhungs­
betrag von 355,39 DM entspreche der Preissteigerungsrate von 
157,9 % im Verhältnis zu dem vereinbarten Pachtzins von 
225 DM.
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Die Klage sei daher abzuweisen, auch soweit sie der 
Kläger für erledigt erklärt habe, da sie von Anfang an unbe­
gründet gewesen sei. Die Widerklage sei als sachdienlich 
zuzulassen und aus den angeführten Erwägungen begründet.

II. Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts ist 
das einen Anspruch auf Erhöhung des Pachtzinses verneinende 
Urteil des Landgerichts im Vorprozeß hinsichtlich der im 
vorliegenden Rechtsstreit geltend gemachten Pachtzinser­
höhung für die Zeit ab 1. April 1986 in Rechtskraft erwach- 
sen, weil die Beklagten ihre gegen dieses Urteil eingelegte 
Berufung auf die Pachtzinserhöhung für die Zeit vom 1. Juni 
1984 bis zum 31. März 1986 beschränkt, die Klage hinsicht­
lich der Pachtzinserhöhung für die Folgezeit aber nicht zu­
rückgenommen, sondern das ihre Klage abweisende landgericht­
liche Urteil insoweit hingenommen haben.

1. Die Beschränkung der Berufung auf die Pachtzinser­
höhung bis 31. März 1986 haben die Beklagten in der Beru­
fungsbegründung erklärt, weil sie dort nur noch die (be­
zifferte) Erhöhung für den Zeitraum vom 1. Juni 1984 bis zum 
31. März 1986 geltend gemacht haben. Den Willen zur Rück­
nahme der Klage hinsichtlich der Pachtzinserhöhung ab
1. April 1986 haben die Beklagten entgegen der Meinung des 
Berufungsgerichts in der Berufungsbegründung nicht zum Aus­
druck gebracht.

2. Die ausdrückliche Erklärung, die Klage (zum Teil) 
zurückzunehmen, enthält die Berufungsbegründung nicht. Zwar 
kann eine Klage auch durch schlüssiges Verhalten zurückge-
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noinmen werden (BGH Urteil vom 28. September 1965 - VI ZR 
88/64 = VersR 1965, 1153, 1154 unter II 2). Für die Annahme 
einer nicht ausdrücklich erklärten Klagerücknahme muß aber 
gefordert werden, daß das Verhalten der Partei den Willen 
zur Rücknahme eindeutig und unzweifelhaft ergibt (Wieczorek, 
ZPO, 2. Auflage § 271 Anm. B e l ;  Rosenberg/Schwab, ZPO,
14. Aufl. § 131 II 1 b). Eine eindeutige Erklärung, aus 
welcher der Wille zur teilweisen Klagerücknahme gefolgert 
werden könnte, enthält die Berufungsbegründung im Vorprozeß 
aber nicht.

a) Die Frage, wie die Berufungsbegründung zu verstehen 
ist, hat der erkennende Senat ohne Bindung an die Auffassung 
des Berufungsgerichts zu entscheiden (vgl. BGH Urteil vom
6. Mai 1987 - IVb ZR 52/86 = NJW 1987, 3264, 3265 unter 
II 1). Entgegen der von der Revisionserwiderung vertretenen 
Ansicht besteht eine Bindung an die Auslegung des Berufungs­
gerichts auch nicht etwa deshalb, weil es um eine Prozeß­
handlung aus einem anderen Rechtsstreit geht (BGH Urteil vom 
23. September 1959 - V ZR 37/58 = NJW 1959, 2119).

b) Allein in der Beschränkung des Rechtsmittelantrages 
auf einen Teil der ursprünglichen Klageforderung liegt eine 
teilweise Rücknahme der Klage nicht (Wieczorek/Rössler, ZPO, 
2. Aufl. § 519 Anm. D I b). Durch die Beschränkung der Be­
rufung wird grundsätzlich nur die Grenze festgelegt, inner­
halb welcher der Rechtsstreit von neuem zu verhandeln ist
(§ 525 ZPO). Der in der Literatur vertretenen Auffassung, 
die mit der Berufungsbegründung vorgenommene Beschränkung 
des Klageantrages enthalte im Zweifel eine teilweise Klage­
rücknahme (Stein/Jonas/Grunsky, ZPO, 20. Aufl. § 519 Rn. 20;
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Alternativkommentar/Ankermann, ZPO, § 519 Rn. 15; Bätsch NJW 
1974, 299, 301), teilt der erkennende Senat nicht. Der Ge­
sichtspunkt der Rechtsklarheit, der bei der Beurteilung von 
prozessualen Erklärungen unabdinglich ist, erfordert für die 
Annahme einer mit der Beschränkung der Berufung des Klägers 
zugleich erklärten teilweisen Klagerücknahme vielmehr, daß 
die Berufungsbeschränkung den Willen zur teilweisen Klage­
rücknahme eindeutig ergibt.

c) Im vorliegenden Fall fehlt der Berufungsbeschränkung 
der eindeutige Erklärungsinhalt, daß zugleich mit der Be­
schränkung des Rechtsmittels die Klage zurückgenommen wird.

Allerdings ist die Annahme des Berufungsgerichts nicht 
zu beanstanden, die Beklagten hätten in der Berufungsbegrün­
dung zum Ausdruck gebracht, sie hielten das langerichtliche 
Urteil nicht nur hinsichtlich des vom Berufungsantrag er­
faßten, sondern auch bezüglich des folgenden Zeitraums, also 
auch hinsichtlich der Entscheidung zur Pachtzinserhöhung ab 
1. April 1986, für falsch. Den Argumenten des Landgerichts, 
das den Anspruch auf Pachtzinserhöhung insgesamt aus mate­
riell-rechtlichen Gründen abgewiesen hatte, sind sie nämlich 
entgegengetreten. Sie haben deshalb geltend gemacht, der 
Kläger schulde "für jeden Monat ab 1. Juni 1984" weitere 
355,39 DM. Hieraus kann aber deswegen nicht auf den Willen 
zur Erklärung der Rücknahme der Klage hinsichtlich der 
Pachtzinserhöhung ab 1. April 1986 geschlossen werden, weil 
die Beklagten die Entscheidung des Landgerichts auch zur Be­
gründung des bezifferten Berufungsantrages insgesamt als 
falsch bezeichnen mußten. Ebenso kann das Motiv, durch die
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Beschränkung der Berufung Kosten für den Fall des Unter- 
liegens im Berufungsrechtszug zu sparen, für die Beklagten 
auch dann maßgebend gewesen sein, wenn sie die Klage nicht 
teilweise zurücknehmen wollten. Da für die Frage der Ein­
deutigkeit der Klagerücknahme der objektive Erklärungsinhalt 
maßgebend ist, kommt es nicht darauf an, wie das Oberlandes­
gericht und der Kläger die Berufungsbegründung tatsächlich 
verstanden haben. Es ist deshalb ohne Bedeutung, daß die 
Entscheidung im Vorprozeß über die Berufung keine Ausfüh­
rungen über eine teilweise Rücknahme der Klage enthält, auch 
nicht einen Hinweis bei der Kostenentscheidung auf § 269 
ZPO, was die Annahme nahelegt, daß das Oberlandesgericht in 
der Berufungsbegründung eine teilweise Klagerücknahme nicht 
gesehen hat. Ebensowenig ist es aber von Belang, daß - wie 
das Berufungsgericht zutreffend angenommen hat - die Ausfüh­
rungen in der Berufungserwiderung dafür sprechen, daß der 
Kläger die Berufungsbegründung als teilweise Klagerücknahme 
beurteilt hat.

3. Da die Ansprüche der Beklagten auf Pachtzinserhöhung 
ab 1. April 1986 rechtskräftig abgewiesen sind, ist die ne­
gative Feststellungsklage begründet und die Widerklage unzu­
lässig. Durch den die Pachtzinserhöhung vom 1. April 1986 
bis 29. Februar 1988 erfassenden Teil der Widerklage ist der 
entsprechende Teil der Klage erledigt worden, weshalb die 
Teilerledigungserklärung des Klägers gerechtfertigt war.

Demnach war die Berufung der Beklagten mit der Maßgabe 
zurückzuweisen, daß die vom Landgericht getroffene Feststel­
lung erst den Zeitraum ab 1. März 1988 erfaßt. Da die Klage
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im übrigen erledigt ist, war dies auf die entsprechende Er­
klärung des Klägers festzustellen. Die Widerklage war als 
unzulässig abzuweisen.

Als unterliegender Teil haben die Beklagten die Kosten 
des Rechtsstreits zu tragen (§§ 91, 97 ZPO).

Wolf Treier Dr. Paulusch
Groß Dr. Hübsch
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